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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Entlastungsbetrag

Gewährleistungspflicht
Reinigungsarbeiten
Versorgungsstrukturen

Leitsätze  

1. Eine Erstattung der Aufwendungen
nach § 45b SGB XI scheidet grundsätzlich
aus, wenn der Leistungserbringer nicht
über die erforderliche Anerkennung nach 
§ 45a Abs. 1 Satz 3 SGB XI verfügt.

2. Die Vorschriften des SGB XI sehen eine
Gewährleistungspflicht der Pflegekassen
für bedarfsgerechte und gleichmäßige
Versorgungsstrukturen im Bereich der
Angebote zur Unterstützung im Alltag
nicht vor.

3. Der Anwendungsbereich des § 150 Abs.
5b Satz 1 SGB XI ist auf
pandemiebedingte Versorgungsengpässe
beschränkt.

Normenkette SGB XI § 45 a
SGB XI § 45 b

1. Instanz
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Datum -

Â 

I. Â Â  Â Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
vom 17. Februar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Â Â  Â AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Streitig ist die Erstattung der Kosten fÃ¼r haushaltsnahe Dienstleistungen.

Der KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger ist der Ehemann der 1942 geborenen und am
2020 verstorbenen Versicherten A. (im Folgenden: Versicherte). Die Versicherte war
bei der beklagten Pflegekasse pflegeversichert. Sie und der KlÃ¤ger lebten bis zu
ihrem Tod in einem gemeinsamen Haushalt. Die Versicherte erhielt ab dem
08.10.2018 Leistungen nach dem Pflegegrad 1.

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte mit Schreiben vom 31.01.2019 unter Bezugnahme auf
ein am 22.01.2019 mit einem Mitarbeiter der Beklagten gefÃ¼hrtes Telefonat drei
Rechnungen des Hausmeisterservice B1 Ã¼ber insgesamt 548,30 â�¬ fÃ¼r die
14tÃ¤tige Bodenreinigung in den Monaten Oktober, November und Dezember 2018
mit dem Antrag, die anteiligen Kosten an die Versicherte zu Ã¼berweisen.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 07.03.2019 eine Erstattung der geltend
gemachten Kosten ab. Nach Â§ 45b Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) dÃ¼rften
nur die Kosten fÃ¼r Leistungen erstattet werden, welche durch zugelassene
Pflegedienste oder durch Vertragspartner der Pflegekassen erbracht wÃ¼rden, bei
denen eine Anerkennung nach Landesrecht vorliege. Eine solche Zulassung bestehe
fÃ¼r die Firma B1 nicht.

Die Versicherte erhob dagegen Widerspruch und trug vor, dass die im Bereich ihres
Wohnorts ansÃ¤ssigen Sozialdienste mit der Erbringung der Hilfeleistungen heillos
Ã¼berfordert seien und in absehbarer Zeit keine neuen Patienten mehr annehmen
wÃ¼rden. Die Sozialstation W wie auch der ambulante Pflegedienst W1 hÃ¤tten
angegeben, dass es lange Wartelisten gÃ¤be. Weiter entfernte Pflegedienste
hÃ¤tten ebenfalls keine freien KapazitÃ¤ten oder lehnten die Leistungserbringung
wegen der langen Anfahrtszeit ab. Die Beklagte mÃ¶ge entweder einen Anbieter
vermitteln oder die Firma B1 anerkennen. SchlieÃ�lich sei es Aufgabe der
Pflegeversicherung, eine entsprechende Infrastruktur bereitzustellen.

Mit Schreiben vom 08.04.2019 wies die Beklagte auf Â§ 45b Abs. 1 Satz 3 Ziff. 4
SGB XI hin, wonach der Entlastungsbetrag der Erstattung von Aufwendungen diene,
die dem Versicherten im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Leistungen
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der nach Landesrecht anerkannten Angebote zur UnterstÃ¼tzung im Alltag im
Sinne des Â§ 45a SGB XI entstÃ¼nden. Der von der Versicherten in Anspruch
genommene Hausmeisterdienst besitze eine solche Anerkennung nicht. Die
Vermittlung eines Anbieters obliege nicht der Beklagten, da diese als KÃ¶rperschaft
des Ã¶ffentlichen Rechts keinen Einfluss auf den Wettbewerb unter den Anbietern
nehmen kÃ¶nne und dÃ¼rfe.

Nachdem die Versicherte erklÃ¤rt hatte, den Widerspruch aufrechtzuerhalten, wies
die Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 30.07.2019 zurÃ¼ck.

Dagegen hat die Versicherte am 12.08.2019 Klage zum Sozialgericht Augsburg
erhoben.

Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat zur BegrÃ¼ndung vorgetragen, dass die
Versicherte sich nach KrÃ¤ften bemÃ¼ht habe, einen anerkannten Pflegedienst
oder eine Sozialstation mit der benÃ¶tigten Leistung (Reinigung der Wohnung) zu
beauftragen. Ganz offensichtlich stÃ¼nden keine ausreichenden
Versorgungsstrukturen zur VerfÃ¼gung. Obwohl die Versicherte die Beklagte um
Vermittlung eines anerkannten Anbieters gebeten habe, sei dies seitens der
Beklagten nicht erfolgt. Die gesetzliche Pflegeversicherung habe jedoch
sicherzustellen, dass ausreichend Angebote zur UnterstÃ¼tzung im Alltag
vorhanden seien.
Â§ 45c SGB XI sehe die FÃ¶rderung und Weiterentwicklung von
Versorgungsstrukturen vor. Insoweit werde auf die entsprechenden Empfehlungen
des GKV-Spitzenverbandes und des Verbandes der Privaten Krankenversicherung
e.V. hingewiesen. Da die Versicherte trotz umfangreicher BemÃ¼hungen keine
nach Landesrecht anerkannten Angebote zur UnterstÃ¼tzung gefunden habe und
ausreichende Versorgungsstrukturen nicht zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden, sei die
Beklagte verpflichtet, den Entlastungsbetrag auch fÃ¼r Leistungen zur VerfÃ¼gung
zu stellen, die von einem nicht nach Landesrecht anerkannten Dienstleister
erbracht wurden.

Mit Schreiben vom 11.02.2020 hat die KlÃ¤gerseite ferner mitgeteilt, dass die Firma
B1 â�� mangels Alternative â�� die Dienstleistungen weiterhin fortlaufend alle 14
Tage fÃ¼r die Versicherte erbringe. Es wurde weitere Rechnungen fÃ¼r die Zeit
vom 07.01.2019 bis 23.12.2019 vorgelegt.

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 17.02.2020 abgewiesen. Die als Anfechtungs-
und Leistungsklage erhobene, auf die GewÃ¤hrung des Entlastungsbetrags fÃ¼r im
Zeitraum Oktober 2018 bis Januar 2020 entstandene Aufwendungen der
pflegebedÃ¼rftigen KlÃ¤gerin gerichtete Klage sei zulÃ¤ssig, jedoch
unbegrÃ¼ndet. GemÃ¤Ã� Â§ 45b Abs. 1 Satz 1 SGB XI hÃ¤tten PflegebedÃ¼rftige
in hÃ¤uslicher Pflege Anspruch auf einen Entlastungsbetrag in HÃ¶he von bis zu
125 â�¬ monatlich. Der Betrag sei zweckgebunden einzusetzen fÃ¼r
qualitÃ¤tsgesicherte Leistungen zur Entlastung pflegender AngehÃ¶riger und
vergleichbar Nahestehender in ihrer Eigenschaft als Pflegende sowie zur
FÃ¶rderung der SelbststÃ¤ndigkeit und Selbstbestimmtheit der PflegebedÃ¼rftigen
bei der Gestaltung ihres Alltags (Â§ 45b Abs. 1 Satz 2 SGB XI). Er diene der

                               3 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/45a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/45c.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/45b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/45b.html


 

Erstattung von Aufwendungen, die den Versicherten entstehen im Zusammenhang
mit der Inanspruchnahme u.a. von Leistungen der nach Landesrecht anerkannten
Angebote zur UnterstÃ¼tzung im Alltag im Sinne des Â§ 45a (Â§ 45b Abs. 1 Satz 3
Ziff. 4 SGB XI).
Der Bayerische Landesgesetzgeber habe in Â§ 81 Nr. 6 der Verordnung zur
AusfÃ¼hrung der Sozialgesetze (AVSG) vom 02.12.2008 bestimmt, dass nach
MaÃ�gabe der in Â§ 82 AVSG weiter geregelten Voraussetzungen haushaltsnahe
Dienstleistungen als Angebote zur UnterstÃ¼tzung im Alltag nach Â§ 45a Abs. 1
Satz 2 SGB XI anerkannt wÃ¼rden. Nach der klaren gesetzlichen Regelung sei
jedoch Voraussetzung fÃ¼r eine Kostenerstattung die Anerkennung des
Leistungserbringers, fÃ¼r die gemÃ¤Ã� Â§ 80 AVSG das Landesamt fÃ¼r Pflege
zustÃ¤ndig sei. Nach den unbestrittenen Feststellungen der Beklagten verfÃ¼ge
der von der Versicherten in Anspruch genommene Leistungserbringer nicht Ã¼ber
die entsprechende Anerkennung. Es sei auch nicht vorgetragen oder ersichtlich,
dass dieser die entsprechende Anerkennung beantragt habe, bereits insoweit
kÃ¶nne zur Ã�berzeugung des Gerichts nicht von einem Systemversagen
ausgegangen werden.

Gegen dieses Urteil hat die Versicherte am 03.06.2020 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht erhoben. Ihr BevollmÃ¤chtigter hat die Berufung mit den im
erstinstanzlichen Verfahren vorgetragenen Darlegungen begrÃ¼ndet.

Die Versicherte ist 2020 verstorben. Mit Schreiben vom 03.11.2020 hat der
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger das Verfahren als
Sonderrechtsnachfolger der Versicherten fortfÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 17.02.2020 in der durch Beschluss vom
08.04.2020 berichtigten Fassung aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 07.03.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
30.07.2019 zu verurteilen, dem KlÃ¤ger 2.000,00 Euro (16 Monate x 125 â�¬) fÃ¼r
die Inanspruchnahme des Hausmeisterservice B1 in der Zeit vom 01.10.2018 bis
31.01.2020 durch die Versicherte zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
Â Â Â Â  Â 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Berufungsakte sowie der
beigezogenen Akten des Sozialgerichts und der Beklagten Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die form- und fristgerecht (Â§Â§ 143, 151 SGG) eingelegte Berufung des KlÃ¤gers
ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht Augsburg hat die Klage mit dem angefochtenen Urteil zu Recht
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abgewiesen. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide der Beklagten sind nicht zu
beanstanden. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Erstattung der durch
Inanspruchnahme der Firma B1 entstandenen Kosten fÃ¼r die Reinigung der
Wohnung der Versicherten, weil die Firma B1 nicht Ã¼ber eine landesrechtliche
Anerkennung gemÃ¤Ã� Â§ 45a Abs. 1 Satz 3 SGB XI i.V.m. Â§ 81 AVSG verfÃ¼gt.

Auf die GrÃ¼nde des angefochtenen Urteils wird gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG
Bezug genommen.

Nochmals hervorzuheben ist, dass der vom KlÃ¤ger begehrte Entlastungsbetrag
nach Â§ 45b SGB XI zwar grundsÃ¤tzlich fÃ¼r die Inanspruchnahme von
UnterstÃ¼tzungsleistungen bei der BewÃ¤ltigung von allgemeinen Anforderungen
im Haushalt â�� und damit auch fÃ¼r Reinigungsarbeiten in der Wohnung â��
gewÃ¤hrt werden kann (Â§ 45b Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 i.V.m. Â§ 45a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
SGB XI). Der Leistungserbringer, der entsprechende UnterstÃ¼tzungsleistungen
anbietet, benÃ¶tigt hierfÃ¼r aber eine Anerkennung durch die zustÃ¤ndige
BehÃ¶rde nach MaÃ�gabe des nach Â§ 45a Abs. 3 SGB XI erlassenen Landesrechts
(Â§ 45a Abs. 1 Satz 3 SGB XI). ZustÃ¤ndige BehÃ¶rde fÃ¼r die Anerkennung von
Angeboten zur UnterstÃ¼tzung im Alltag nach Â§ 45 a Abs. 1 Satz 2 SGB XI ist in
Bayern das Landesamt fÃ¼r Pflege (Â§ 80 AVSG).

Vorliegend hat die Versicherte UnterstÃ¼tzungsleistungen der Firma B1 in
Anspruch genommen. Diese Firma verfÃ¼gt nicht Ã¼ber die nach Â§ 45a Abs. 1
Satz 3 SGB XI erforderliche Anerkennung des Bayerischen Landesamts fÃ¼r Pflege,
um haushaltsnahe Dienstleistungen zur Entlastung im Alltag anbieten zu kÃ¶nnen.
Eine Erstattung der Aufwendungen nach Â§ 45b SGB XI scheidet daher aus.

Eine Erstattung der geltend gemachten Kosten kommt auch nicht im Hinblick auf Â§
45 c Abs. 1 Nr. 1 SGB XI in Betracht. Nach dieser Regelung fÃ¶rdert der
Spitzenverband Bund der Pflegekassen den Auf- und Ausbau von Angeboten zur
UnterstÃ¼tzung im Alltag im Sinne des Â§ 45a SGB XI zur Weiterentwicklung der
Versorgungsstrukturen und Versorgungskonzepte und zur FÃ¶rderung
ehrenamtlicher Strukturen. Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten
kann aus der Verpflichtung der Pflegekassen, den Auf- und Ausbau von
UnterstÃ¼tzungsangeboten zu fÃ¶rdern, keine GewÃ¤hrleistungspflicht der
Pflegekassen fÃ¼r ausreichende Versorgungsstrukturen im Bereich der Angebote
zur UnterstÃ¼tzung im Alltag abgeleitet werden. Anders als Â§ 70 SGB V, der
anordnet, dass die Krankenkassen und die Leistungserbringer eine bedarfsgerechte
und gleichmÃ¤Ã�ige Versorgung der Versicherten zu gewÃ¤hrleisten haben, sehen
die Vorschriften des SGB XI eine entsprechende GewÃ¤hrleistungspflicht der
Pflegekassen fÃ¼r bedarfsgerechte und gleichmÃ¤Ã�ige Versorgungsstrukturen im
Bereich der Angebote zur UnterstÃ¼tzung im Alltag nicht vor.

Mit dem Gebot, entsprechende Versorgungsstrukturen auf- und auszubauen, geht
die Regelung des Â§ 45 c Abs. 1 Nr. 1 SGB XI im Ã�brigen davon aus, dass noch
keine hinreichenden Versorgungsstrukturen vorhanden sind. Trotz der bekannten
unzureichenden Angebotssituation im Bereich von UnterstÃ¼tzungsleistungen im
Alltag bei Inkrafttreten der Regelung hat der Gesetzgeber keine ergÃ¤nzende
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Regelung aufgenommen, die vorsieht, dass PflegebedÃ¼rftige â�� abweichend von 
Â§ 45b Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 SGB XI â�� den Entlastungsbetrag auch fÃ¼r die
Inanspruchnahme von nicht landesrechtlich anerkannten Hilfsangeboten erhalten,
solange die Versorgungsstrukturen fÃ¼r UnterstÃ¼tzungsangebote im Alltag nicht
bedarfsgerecht auf- und ausgebaut sind.

Nichts Anderes folgt aus dem mit Wirkung zum 28.03.2020 eingefÃ¼gten Â§ 150
Abs. 5b Satz 1 SGB XI. Danach kÃ¶nnen PflegebedÃ¼rftige des Pflegegrades 1 den
Entlastungsbetrag abweichend von Â§ 45b Abs. 1 Satz 3 SGB XI auch fÃ¼r die
Inanspruchnahme anderer Hilfen im Wege der Kostenerstattung einsetzen, wenn
dies zur Ã�berwindung von infolge des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2
verursachten VersorgungsengpÃ¤ssen erforderlich ist. Abgesehen davon, dass
diese Regelung im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum noch nicht galt, wird die
MÃ¶glichkeit, den Entlastungsbetrag auch fÃ¼r die Inanspruchnahme von
UnterstÃ¼tzungsleistungen nicht landesrechtlich anerkannter Leistungsanbieter
einzusetzen, explizit auf pandemiebedingte VersorgungsengpÃ¤sse beschrÃ¤nkt
und auf diese Weise gleichzeitig klar zum Ausdruck gebracht, dass in FÃ¤llen
anderweitig begrÃ¼ndeter VersorgungsengpÃ¤sse diese MÃ¶glichkeit nicht
besteht.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 08.11.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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